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Laitgatz: 

I. Der Groien Beschwerdekammer werden folgende Rechtsfragen 
vorgelegt: 

Steht es im Ermessen einer Beschwerdekammer, einer Person, 
die nicht nach Artikel 134(1) und (7) EN) berechtigt ist, 
Beteiligte im Verfahren vor dem EPA zu vertreten, in einer 
mUndlichen Verhandlung in Ergänzung des Vortrags des 
zugelassenen Vertreters Ausfuhrungen zu gestatten? 

Wird die Frage zu 1) bejaht: 

Weiche Kriterien sind bei der AusQbung des Ermessens 
zu berucksichtigen? 

Gelten Besonderheiten für ehemalige Mitglieder der 
Beschwerdekarnmern? 

II. Verfahrenserklarungen bedQrf en zu ihrer Wirksarnkeit der 
Eindeutigkeit. Mehrdeutige Verfahrenserk1rungen sind 
unwirksam. 
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Sachverhalt und AntrAge 

I. 	(a) 	In der europischen Patentanmeidung 92 118 493.3 

wurden der BeschwerdefQhrerin nach Regel 51 (4) 

EPU die Unterlagen rnitgeteilt, auf deren Grundlage 

die Prufungsabteilung beabsichtigte, das Patent zu 

erteilen. In ihrer Erwiderung schiug die Beschwer-

defUhrerin Anderungen vor, denen die Prufungs-

abteilung zustirnrnte. Demgernal3 wurde die 

BeschwerdefQhrerin nach Regel 51 (6)EPU 

aufgefordert, die Erteilungs- und Druckkosten-

gebuhr zu entrichten sowie Ubersetzungen der 

PatentansprQche einzureichen. 

(b) 	Hierauf erwiderte sie folgendes: 

"Wir nehmen an, dag das EPA (auch) hier die 

Auffassung vertritt, dais em 'Form 2006' erst 

irn August 1994 ersteilt werden kann, weil 

EPU-Vorschriften dies zwingend so fordern 

sollen. 

Urn sofortige schrlftllcho Fa2tl.gung dieser 

Auffassung wird gebeten, wobei die Beschwerde 

gesondert zugelassen werden soil (Art. 106 

Abs. 3 EPU)." 

Die ForrnalprQfungsstelle entschied am 4. Mai 1994, 

dag dern Antrag, den Erteilungsbeschlug zQgiger zu 

erstellen als in Artikel 97 in Verbindung mit 

Regel 51 EPU vorgesehen, nicht stattgegeben werden 

kOnne. 

3737.D 	 .. .1... 
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Die BeschwerdefUhrerin legte frist- und form-

gerecht Beschwerde em. In ihrer Beschwerde-

begrUndung vom 3. Juni 1994, beantragte sie 

zunächst, 

"1. die angefochtene Entscheidung aufzuheben 

und 

2. zu veranlassen bzw. anzuordnen, dag die 

Entscheidung Qber die Erteilung des 

europäischen Patents sofort ergeht und der 

Hinweis Uber diese Erteilung im Europãischen 

Patentblatt unverzUglich herbeigefUhrt wird." 

Sie bat die FormalprUfungsstelle, "damit die 

norinale Weiterführung des Erteilungsverfahrens 

nielit verzögert wird ( ... ) , der Beschwerdekarnmer 

die Akten ( ... ) nur in Ablichtung vorzulegen." 

Einen entsprechenden Antrag wiederholte sie 

gegenuber der Kammer in der Ergänzung der 

Beschwerdeschrjft vom 25. Juli 1994, in der sie 

den Antrag zu 2) fa11en1ie. In ihrer 

ausfuhr1ichen Beschwerde-begrUndung, die sic 

ergänzend zu ihrer "Kurzbeschwerde" am 

22. Juli 1994 einreichte, beantragte sie eine 

eilige Terminansetzung und verzichtete auf die 

Einhaltung der Ladungsfrist. 

Die Karnrner berauinte eine mündliche Verhandlung für 

den 22. September 1994 an. In einem Ladungs-

bescheid wurde auf Zweifel an der Zulassigkeit der 

Beschwerde hingewiesen. Der Ertei1ungsbesch1u1, sei 

bereits am 11. August 1994 ergangen und die 

VerOffentlichung des Hinweises auf die Erteilung 

fur den 21. September 1994 vorgesehen. Damit habe 

die Kammer mOglicherweise von Anfang an keine 

MOglichkeit gehabt, durch ihre Entscheidung den 

3737.D 	 . . .1... 
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Ablauf zu beschleunigen. Jedenfalls kOnne die 

zuletzt allein beantragte Aufhebung der 

angefochtenen Entscheidung den weiteren Gang des 

Verfahrens nicht mehr beeinflussen. 

In der mUndlichen Verhandlung war die Beschwerde-

fUhrerin durch ihren zugelassenen Vertreter 

vertreten. Dieser erschien in Begleitung des 

frQheren Vorsitzenden der Juristischen Beschwerde-

kammer, der Ende 1992 in Ruhestand getreten war. 

Der Vertreter beantragte, 

"die angefochtene Entscheidung aufzuheben, 

wobei die Aufhebung der angefochtenen 

Entscheidung mit der Magabe ergeht, daf 

festgestellt wird, dag der Hinweis im Blatt 

vom 21. September 1994 nicht rechtswidrig war 

und eine Berichtigung seines rechtlichen 

Wirkungsdatuins vom Europäischen Patentamt - 

PrUfungsabteilung - zu unterlassen ist." 

Noch vor einer ErOrterung der Zulassigkeit bat der 

Vertreter, dem ehemaligen Richter am EPA 

AusfQhrungen in Erganzung seines eigenen Vortrags 

zu gestatten. Der Vorsitzende wies ihn auf 

mogliche Bedenken hin, insbesondere auf die in 

diesem Punkt gegenstz1ichen Entscheidungen 

T 80/84 (AB1. EPA 1985, 269) und T 598/91 (zur 

VerOffentlichung in AB1. EPA 1994, Heft 12, 

vorgesehen, Leitsatz in AB1. EPA 1993, Heft 12, 

Seite XIX). Der Vertreter der BeschwerdefUhrerin 

regte darauf an, die Rechtsfragen, die Gegenstand 

seines Antrags seien, der Grof!en Beschwerdekarnmer 

vorzulegen. 

3737.D 	 . - .1... 
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(g) 	Mach Beratung der Rammer verkUndete der 

Vorsitzende den aus der Entscheidungsformel 

ersichtlichen Vor1agebesch1uf,. 

II. 	(a) 	Mach der mUndlichen Verhandlung ging eine Eingabe 

der BeschwerdefUhrerin em, die im Betreff die 

Angabe des Aktenzeichens des Beschwerdeverfahrens, 

die Anmeldenunimer, die Bezeichnung der Erfindung 

und der Anmelderin und das fettgedruckte Wort 

"BeschwerderUcknalime" enthãlt. Der Betreff ist 

durch einen Querstrich abgeteilt, nach dem 

keinerlei Text mehr erscheint. Nach einem Leerrauni 

für mehrere Zeilen folgt lediglich noch die 

Unterschrift des Vertreters und seine Namens-

wiedergabe in Maschinenschrift. 

Am 6. Oktober 1994 wurde der BeschwerdefQhrerin 

von der Geschaftsstelle der Rammer eine Abschrift 

des Protokolls Qbersandt. Das Anschreiben hierzu 

enthält den ergnzenden Hinweis des Geschafts-

stellenbeamten "Ihre Rücknahmeerklarung vom 

22.9.1994 liegt vor.' 

Mit Eingabe vom 12. Oktober 1994 erwiderte die 

Beschwerdefuhrerjn, eine explizite RUcknahme sei 

nicht erklärt worden. Unter Angabe von Beispielen 

weist sie darauf hin, dag alle ihre Eingaben im 

vorliegenden Verfahren in gleicher Weise abgefagt 

seien und vor dem Strich ein hervorgehobenes 

Stichwort enthielten. Mach dem Strich folgten 

nàhere Ausfuhrungen und Erkiarungen, die im 

Schreiben vom 22. September 1994 fehlten. Es gebe 

keinen Grund, warum der Groen Beschwerdekarnrner 

nicht die Beantwortung der verkUndeten Rechtsfrage 

ermOglicht werden solle. 

3737.D 	 .. .1... 
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Ent scheidungsgründe 

1. 	Für die Entscheidung darüber, ob der ehemalige Richter 

am EPA im vorliegenden Verfahren vor der Karnmer 

vortragen kann, kornmt es auf die Rechtsfrage an, ob 

einer nicht selbst zur Vertretung vor dem EPA 

berechtigten Person Gelegenheit gegeben werden kann, 

in einer mUndlichen Verhandlung in Ergãnzung des 

Vortrags des zugelassenen Vertreters Ausfuhrungen zu 

machen. 

1.1 	Diese Frage ist von zwei Kainmern unterschiedlich 

beantwortet worden: 

1.1.1 	Die Technische Beschwerdekammer 3.4.1 hat die Frage in 

der Sache T 80/84 (a. a. 0.) verneint. Sie hat darauf 

abgestellt, dag die Vertretung in einer mUndlichen 

Verhandlung nur von Personen wahrgenoinmen werden 

kOnne, die nach Artikel 133 und 134 EPU hierzu 

berechtigt seien. Dies seien zugelassene Vertreter 

nach Artikel 134 (1) EPU, unter bestimmten Voraus-

setzungen Rechtsanw1te nach Artikel 134 (7) EPU und 

Angesteilte von Verfahrensbeteiligten im Rabmen des 

Artikel 133 (2) EPU. 

1.1.2 	DemgegenQber hat die Technische Beschwerdekarnrner 3.2.2 

in ihrer Entscheidung T 598/91 den Vortrag einer 

Begleitperson eines verfahrensbeteiligten oder seines 

Vertreters unter dessen Aufsicht und Verantwortung 

zugelassen. Sie hat sich hierbei mit der Entscheidung 

T 80/84 auseinandergesetzt und die Auffassung 

vertreten, es mUsse zwischen den Begriffen "Vortrag" 

und "Vertretung" unterschieden werden. Dabei bedeute 

Vertretung, daE jemand an Stelle eines anderen em 

Recht ausQbe, während mit Vortrag lediglich gemeint 

sei, dag Argumente mQndlich näher ausgefQhrt werden. 

Die Karnrner 3.2.2 war der Meinung, der erganzende 

3737.D 	 . . .1... 



- 6 - 	 J 0011/94 

Vortrag eines Assistenten oder Sachverstandigen kOnne 

zur LOsung von technischen oder rechtiichen Aspekten 

eines Failes durchaus beitragen. Auf der 

Differenzierung zwischen Vortrag und Vertretung 

aufbauend 1st sie, ausdrUcklich von T 80/84 

abweichend, zu dem Ergebnis gekorninen, es sei in das 

Ermessen der Kammer gesteilt, einer Begleitperson die 

Zustirnrnung zurn Vortrag zu erteilen oder zu verwehren. 

1.1.3 	Ergnzend ist auf die Entscheidung T 843/91 der 

Technischen Beschwerdekarnmer 3.3.1 (AB1. 1994, 818) 

hinzuweisen. Dort ist die ergnzende Eriuterung eines 

technischen Sachverhaits durch eine Begleitperson auf 

der Grundlage von Artikel 117 (1) EPU zugelassen 

worden (a. a. 0., Punkt 9.3f der Gründe). Diese 

Entscheidung bezieht sich nicht auf den Vortrag zu 

Rechtsfragen, der im vorliegenden Verfahren zur 

Diskussion steht. 

1.2 	Angesichts der aufgezeigten ]Jivergenz h1t die Karnmer 

eine Entscheidung der Gro1,en Beschwerdekamrrter zur 

Sicherung einer einheitlichen Rechtsanwendung für 

geboten. Die Frage, wer in einer rnündlichen 

Verhandlung auftreten darf, soil für die Verfahrens-

beteiiigten vorhersehbar entschieden werden kOnnen, urn 

ihnen die MOglichkeit zu geben, sich auf den Ablauf 

der Verhandlung in sinnvolier Weise vorzubereiten und 

in geeigneter Form zur Rechtsfindung beizutragen. 

1.3 	Für den Fail, dag die Voriagef rage zu 1) bejaht wird, 

halt es die Kamrner für denkbar, dag Grundregein für 

die AusUbung des Errnessens bei der Zulassung des 

Vortrags von Begleitpersonen anhand bestirnmter 

Kriterien gegeben werden. Wenngleich Ermessen irnmer 

unter BerQcksichtigung ailer mafgeblichen Urnstande des 

Einzelfalls auszuUben ist, soliten doch Umstande, die 

in typischen Faligruppen wiederkehren, einheitlich 

3737.D 	 .. .1... 
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-€+n1fdiis pu.dU-Sfl &, 

in typisehen.Fal1gupen :hghn, inhe1i&t 
beurteilt werden. Soiche Umstände kOnnen sich etwa auf 

die zu beurteilenden Fragen beziehen. In dieser 

Hinsicht soilte gek1rt werden, ob der Vortrag einer 

Begleitperson in gleicher Weise der Klärung 

technischer wie rechtlicher Fragen dienen kann. Was 

den zuzulassenden Personenkreis angeht, kOnnte von 

Bedeutung sein, ob eine gewisse Mindestqualifikation 

zu verlangen ist. Sch1ief1ich kann nach dem Ziel des 

Vortrags einer Begleitpersofl differenziert werden, ob 

dieser in jedem Fall der Forderung des Verfahrens 
dienen mug oder auch Ausbildungszwecken vor dem Erwerb 

einer Vertretungsberechtigung auf dem Gebiet des 

gewerblichen Rechtsschutzes dienen kann. Die Kammer 

halt es im Interesse der Rechtssicherheit für eine 

Frage von grundsatzlicher Bedeutung, ob für gewisse 

Fallgruppen einheitliche Beurteilungskriteriefl für die 

zu treffende Errnessensentscheidung verfügbar sind 

(Frage 2(a)). 

1.4 	Eine derartige Fallgruppe hat die Kammer in der 

Unterf rage 2(b) hervorgehoben. 

1.4.1 	Die Karnmer halt es nicht für ausgeschlossen, dag beim 

Auftreten von früheren Kairirnerinitgliederfl in mündlichen 

Verhandlungen für die Offentlichkeit der Eindruck 

entstehen kOnnte, dag persOnliche Beziehungen von 

ehernaligen zu derzeitigen Kainmerrnitgliedern, die sich 

aus ihrer früheren Zusarnrnenarbeit ergeben haben, auf 

die Entscheidung einer Sache EinfluS gewinnen kOnnen. 

Ein solcher Eindruck kOnnte das Vertrauen der 

Offentlichkeit in die Unabhangigkeit und Objektivitat 

der Rechtsprechung untergraben und dem Ansehen der 

Karnmern schaden, und zwar auch dann, wenn im 

Einzelfall keine objektiven Anhaltspunkte bestehen, 

auf die der Eindruck gestützt werden kann. 

3737.D 	 ... /... 
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1.4.2 	Soiche Erwãgungen sind schon deshaib nicht von vorn- 

herein von der Hand zu weisen, weil nationale Rechts-

ordnungen im Geltungsbereich des EPU bewuft Vorsorge 

dafür getroffen haben, dai. der Anschein unsachiichen 

Einflusses auf die Rechtsprechung in vergleichbaren 

Situationen verrnieden wird. 

1.4.2.1 In Frankreich schreibt Artikel 9-1 der Verordnung 

n° 58-1270 vorn 22. Dezember 1958 in der Fassung des 

Organisationsgesetzes (loi organique) no° 94.101 vom 

5. Februar 1994 vor, daf, frUheren Richtern der Beruf 

des Rechtsanwalts oder die Tãtigkeit fur einen 

Rechtsanwalt in ihrem fruheren Gerichtsbezirk für fUnf 

Jahre untersagt ist. 

1.4.2.2 In vergleichbarer Weise schreibt in Deutschland 

§ 20(1) Nr. 1 der Bundesrechtsanwaltsordnung vor, daI 

ein Bewerber nicht in einem Landgerichtsbezirk als 

Rechtsanwalt zugelassen werden soil, in dem er 

innerhaib der letzten fQnf Jahre als Richter oder als 

Beamter auf Lebenszeit tatig war. 

1.4.2.3 In England und Wales werden frQhere Richter, die in 
den Anwaitsberuf zurUckkehren woilen, grundsatzlich 

nicht mehr zur Bar zugelassen (Haisbury's Laws of 

England, 4th ed. reissue, London 1989, Vol. 3(1) 

Barristers, para 441). 

	

1.4.3 	Aus der Ausubung des Ermessens bei der Zulassung des 

Vortrags einer Begleitperson kann sich eine 

Einschrnkung der beruf lichen MOglichkeiten für 

ehemalige Kaminermitgiieder ergeben. HierfUr kann em 

Anknüpfungspunkt im Sekundarrecht zuxn EPU gefunden 

werden. Das vom Verwaltungsrat nach Artikel 33 (2) (b) 

EPU erlassene Personalstatut regelt die Rechtsstellung 

der Bediensteten des EPA. Nach Artikel 19 Statuts sind 

die ehemaligen Bediensteten bei der Aufnahine 

3737.D 	 . . .1... 
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bestiinrnter Ttigkeiten oder der Annabme von Vorteilen 

verpflichtet, ehrenhaft und zurUckhaltend zu sein. Es 

steilt sich die Frage, ob diese ganz aligerneine 

Verpflichtung sich moglicherweise dahin konkretisieren 

làEt, daIs bestirnmte Ttigkeiten zu unterlassen sind. 

Dabei kOnnte es eine Erwãgung sein, dag gerade 

ehernalige Karnrnerrnitglieder in besonderer Weise 

gehalten sind, Tãtigkeiten zu vermeiden, die in der 

Offentlichkeit zu Zweifeln Uber die Objektivitàt der 

Rechtsprechung und die Chancengleichheit irn 

Beschwerdeverfahren An1ag geben kOnnten. 

	

1.5 	Die Relevanz der vorgelegten Rechtsfrage hngt i-rn 

vorliegenden Fall nicht von der zulssigkeit der 

Beschwerde ab, da dein ehernaligen Richter arn EPA 

insbesondere auch zur ErOrterung der Zu1ssigkeit der 

Beschwerde das Wort erteilt werden soilte. Eine 

Entscheidung Uber seine Zulassung ist daher vor der 

Entscheidung Uber die Zu1ssigkeit der Beschwerde 

geboten. 

	

2. 	Die Relevanz der Rechtsfrage ist auch nicht nach 

VerkUndung der Entscheidung Uber die Vorlage 

ent fallen. 

	

2.1 	Zwar hat die BeschwerdefQhrerin ein Schreiben 

eingereicht, in dem das Wort "BeschwerderUcknabrne" 

enthalten ist.Dieses Schreiben erweckt irn Zusarnrnenhang 

des vorangegangen Verfahrens und nach der Art seines 

Aufbaus den Eindruck, dag das Wort "BeschwerderUCk-

nabme" keine eigenstandige Erklarung darstelit, 

sondern nur als Betreff angeben soll, worauf sich das 

Schreiben bezieht, so dag ansch1ieiend noch die 

Verfahrenserklarung selbst erwartet werden kann. Dies 

wird durch einen Buck auf die vier vorangegangenen 

Schreiben des Vertreters der BeschwerdefUhrerin i-rn 

vorliegenden Beschwerdeverfahrefl bestãtigt, die alle 
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in identischer Weise aufgebaut sind und in denen 

jeweils nach dem Betreff und dem Querstrich in der 

Mitte der Seite eine Verfahrenserk1rung folgt, die im 

Schreiben vom 22. September 1994 gerade fehit. Dem 

gewh1ten Betreff 1à9t sich keineswegs nur die 

rnOgliche Erk1rung zuordnen, dag die Beschwerde 

zurUckgenorninen wird. Es ware z. B. auch denkbar, daI 

der Vertreter der BeschwerdefUhrerin ankundigen 

wolite, dag er - nach einer noch durchzufQhrenden 

RUcksprache mit der Mandantin - eine RUcknabme der 

Beschwerde erwäge, urn der Kammer mit einer soichen 

AnkUndigung gegebenenfalls die Abfassung der 

schriftlichen Entscheidungsgronde zu ersparen. 

2.2 	Aus GrUnden der Rechtssicherhejt rnUssen Verfahrens- 

erk1rungen und wegen ihrer Tragweite insbesondere das 

Verfahren beendende Erklärungen eindeutig sein. Die 

Eingabe vom 22. September 1994 hatte, wie unter 2.1 

dargelegt, keine eindeutig feststellbare Bedeutung. 

Daher 1st mit dieser Eingabe die Beschwerde nicht 

wirksam zurückgenornmen. Noch bevor die Karnrner die 

BeschwerdefUhrerin hierUber htte unterrichten kOnnen, 

teilte ihr Vertreter mit Schriftsatz vain 

12. Oktober 1994 mit, daJ, mit der Eingabe vorn 

22. September 1994 eine RQcknabrne der Beschwerde nicht 

erklàrt werden soilte. 

3737.D 	 . . .1... 
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Erit scheiduxigsformel 

Aus diesen Grunden wird entschieden: 

Der GroJen Beschwerdekainmer werden folgende Rechtsfragen 

vorgelegt: 

Steht es un Ermessen einer Beschwerdekammer, einer 
Person, die nicht nach Artikel 134 (1) und (7) EPU 

berechtigt ist, Beteiligte im verfahren vor dein EPA zu 

vertreten, in einer mQndlichen Verhandlung in Ergnzung 

des Vortrags des zugelassenen Vertreters AusfUhrungen zu 

gestatten? 

Wird die Frage zu 1) bejaht: 

Weiche Kriterien sind bei der AusUbung des 

Errnessens zu berucksichtigen? 

Gelten Besonderheiten für ehernalige Mitglieder der 

Beschwerdekamrnern? 

Die Geschftste11enbeaintin: 	Der Vorsitzende: 

M. Beer 
	 R. Schulte 

k— /14/1. 
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